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EDITORIAL

Sehr geehrte Leser, liebe Mandanten,

das Steuerrecht entwickelt sich stetig weiter. Uns
liegt viel daran, dass Sie immer gut informiert sind.
Wir haben auch diesen Monat wichtige Änderungen
und Informationen aus den Bereichen Recht, Steu-
ern und Wirtschaft für Sie zusammengestellt.

Bei weiteren Fragen helfen wir Ihnen gerne weiter. 

Ihr Team von Dr. Neumann, Schmeer und Partner
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TOPTHEMA

Anteilsbewertung: Wie wird der
Anteilswert an einer Familien-
Holding ermittelt?

1.6.2023

Die Schenkung von Anteilen an Kapitalgesell-
schaften unterliegt der Schenkungsteuer.
Dazu muss der Wert der Anteile bestimmt
werden, auf dessen Grundlage sich die Steuer
berechnen lässt. Bei börsennotierten Antei-
len ist dies einfach, da es einen Börsenkurs
gibt. Auch bei anderen Anteilen, die auf ande-
ren Handelsplattformen gehandelt werden, ist
ein Wert relativ einfach festzustellen. Wie
aber kann man den Wert von Anteilen an einer
Kapitalgesellschaft feststellen, wenn diese
nur unter den jeweiligen Familienmitgliedern
weitergegeben werden? Das Finanzgericht
Düsseldorf (FG) musste darüber entscheiden,
ob der von den Klägern oder der vom Finanz-
amt ermittelte Wert anzusetzen ist.

Die Klägerin ist eine GmbH. An ihr war im Jahr
2009 eine Vielzahl natürlicher Personen betei-
ligt, die überwiegend Abkömmlinge von C und
D der B-Familie waren. Nach dem Gesell-
schaftsvertrag der Klägerin durften die betei-

ligten Personen über Geschäftsanteile oder
Teile von Geschäftsanteilen ausschließlich
zugunsten von Abkömmlingen der B-Familie
verfügen. Ausnahmen waren nur über den
Aufsichtsrat möglich. Für die Verkäufe war der
sogenannte gemeine Wert maßgebend. Die-
ser wurde ermittelt, indem für Beteiligungen
der Klägerin an börsennotierten Kapitalge-
sellschaften der Durchschnittskurs der letz-
ten drei Monate zugrunde gelegt wurde. Bei
Beteiligungen an nichtbörsennotierten Ge-
sellschaften wurden die voraussichtlichen
Umsätze oder Erträge ermittelt. 2009
übertrug Gesellschafter A Teilgeschäftsan-
teile an seine drei Kinder. Die Klägerin gab eine
Feststellungserklärung ab, in der sie den Wert
der abgetretenen Anteile auf Basis von Ver-
käufen von Geschäftsanteilen ermittelte
(408 % des Nennwerts). Das Finanzamt setzte
einen anderen Wert (510 % des Nennwerts)
an. Hiergegen klagte die GmbH. ...

Haben Sie Fragen
zu diesem Thema?

Dr. Irg Müller
Wirtschaftsprüfer,
Steuerberater

Sie möchten weiterlesen?

Lesen Sie den vollständigen Artikel
hier:

Weiterlesen

Wir informieren Sie gerne
über wichtige, steuerliche
Änderungen – direkt auf Sie
zugeschnitten.

Jetzt anmelden und zukünftig
individuelle Ausgaben erhalten.

Jetzt anmelden
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EXKLUSIV

Verbände klagen gegen
Grundsteuermodell in
elf Ländern

Millionen Immobilieneigentümer mussten in den vergangenen
Monaten eine Grundsteuererklärung abgeben, bei vielen ist be-
reits der Bescheid mit jener Messzahl da, die mit über die Steuer-
zahlung ab 2025 entscheidet. Zwar steht die Höhe erst dann fest,
wenn die jeweilige Kommune auch den Hebesatz festgelegt hat.
Doch zumindest die Verunsicherung ist schon jetzt groß, sind
doch die von den Finanzämtern festgesetzten Werte nicht immer
nachvollziehbar.

Geht es nach dem Eigentümerverband Haus & Grund und dem
Bund der Steuerzahler geht es um weit mehr als verwirrte Immo-
bilieneigentümer. Aus ihrer Sicht sind die neuen Grundsteuermo-
delle, die in zwei Jahren scharf geschaltet werden, nicht rechtens.
Nämlich überall dort, wo das sogenannte Bundesmodell gilt. Das
ist in elf von 16 Bundesländern. Die beiden Verbände wollen im
Rahmen von Musterklagen dagegen vorgehen.

Dabei berufen sich die beiden Interessenverbände auf ein 73-
seitiges Gutachten, das sie bei dem Augsburger Steuerprofessor
Gregor Kirchhof in Auftrag gaben. "Ich halte das Gesetz für verfas-
sungswidrig", sagte Kirchhof bei der Präsentation des Gutach-
tens. Beim Bundesmodell habe sich der Gesetzgeber für "eine
halbherzige Bewertung" entschieden. "Entweder ich bewerte
genau oder ich vereinfache klar", so Kirchhof. Das Bundesmodell
sei weder detailliert noch grob genug, um Ungerechtigkeiten zu
vermeiden.

Anders als in den Landesmodellen in Bayern, Hamburg, Hessen
und Niedersachsen seien im Bundesmodell "nicht nur wenige
leicht zu ermittelnde Parameter maßgeblich", lautet die Kernkritik
des Gutachtens. Herangezogen werden beim Bundesmodell ne-
ben Gebäudeart, Wohnfläche und Baujahr, beispielsweise auch

Restnutzungsdauer, Abzinsungsfaktor und Bodenwert. Zudem
weichen die von den Finanzämtern angesetzten Werte mitunter
weit von einer "realitäts- und gleichheitsgerechten Bewertung"
ab, heißt es weiter.

Viele Immobilieneigentümer sind erstaunt, dass die im Bescheid
festgesetzte Miete über der tatsächlich verlangten Höhe liegt.
Auch der angegebene Bodenrichtwert sorgt immer wieder für
Verwunderung. Die Möglichkeit, dagegen vorzugehen, ist be-
grenzt. Laut Gesetz kann der Eigentümer nicht wie im Erbrecht
per Gutachten den Gegenbeweis antreten und so den Wert nach
unten korrigieren. "Das ist ein Sonderweg im gesamten Steuer-
recht", so Kirchhof.Der Steuerrechtler machte deutlich, dass es
nicht darum gehe, keine Grundsteuer zu zahlen. "Die elf Länder
mit dem Bundesmodell sollten sich aber ebenfalls für ein Landes-
modell entscheiden", sagte er.

In Hamburg, Hessen und Niedersachsen sei der Aufwand sehr viel
geringer: da komme es nur auf Fläche und Gebäudeart an. Noch
einfacher sei das bayerische Modell, bei dem es in erster Linie auf
Grundstücks- und Wohnfläche ankommt. Wobei ihm das schon zu
einfach ist. "Da fehlt mir die Wertkomponente", sagte Kirchhof.
Immerhin werde dort die Immobilie nicht gänzlich außen vor ge-
lassen, wie dies im Bodenwertmodell in Baden-Württemberg der
Fall sei. Auch das hält er für schwierig.

Exklusiv aus
"Die Welt"

Sie möchten Weiterlesen?
Lesen Sie den vollständigen Artikel hier: Weiterlesen

Lesezeit: 3 Minuten
Aus "DIE WELT"
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SHORT NEWS

RECHT

Mitarbeiterboni ohne Rechtsanspruch:
Rückstellung dennoch möglich

Nach einer aktuellen Entscheidung des Finanzgerichts Münster

ist eine steuermindernde Rückstellung für Mitarbeiterboni un-

ter gewissen Voraussetzungen auch möglich, wenn die Mitar-

beiter hierauf keinen Rechtsanspruch haben.

Lesen Sie den vollständigen Artikel unter:

Weiterlesen

STEUERN

Broschüre „Vereine & Steuern“ neu aufgelegt

Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat die Broschüre

„Vereine & Steuern“ neu aufgelegt (Stand: Februar 2023). Der

Ratgeber wendet sich an Vereinsvorstände (insbesondere an

Kassenwarte) und behandelt von der Gemeinnützigkeit bis zur

Zuwendungsbestätigung wichtige Themen. Die Broschüre ist

auf der Webseite des Finanzministeriums Nordrhein-Westfalen

(unter www.gehezu.link/5zdx) verfügbar.

Lesen Sie den vollständigen Artikel unter:

Weiterlesen

RECHT

Organschaft: Neue Rechtsprechung zur
finanziellen Eingliederung

Bei einer umsatzsteuerlichen Organschaft werden mehrere

Unternehmen zu einem Steuerpflichtigen zusammengefasst.

Bei dem Kriterium der finanziellen Eingliederung gilt es, die

geänderte Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zu beach-

ten. 

Lesen Sie den vollständigen Artikel unter:

Weiterlesen

STEUERN

Steuermindernde Rückstellung für Altersfreizeit

Lesen Sie den vollständigen Artikel unter:

Weiterlesen
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SHORT NEWS

STEUERN

Photovoltaikanlagen: Finales Schreiben der
Finanzverwaltung zum neuen Nullsteuersatz

Für Umsätze im Zusammenhang mit bestimmten Photo-

voltaikanlagen wurde durch das Jahressteuergesetz 2022

ein umsatzsteuerlicher Nullsteuersatz eingeführt (§ 12

Abs. 3 Umsatzsteuergesetz (UStG)), der am 1.1.2023 in Kraft

getreten ist. Hier kommt es auf die Leistungserbringung,

also regelmäßig die Abnahme der Anlage an. Nur einen

Monat nach dem Entwurfsschreiben hat das Bundesfi-

nanzministerium jetzt die finale Fassung veröffentlicht.

Lesen Sie den vollständigen Artikel unter:

Weiterlesen
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IHRE THEMEN

Persönliche Ausgabe
gewünscht?
Melden Sie sich jetzt an!

Immer
 das Wichtigste

für Sie.

Sichern Sie sich hier Ihr persönliches
Exemplar:

Jetzt anmelden

Hier können bald Ihre
persönlichen Artikel stehen!

Keine Steuerschuld für überhöhten Steuerausweis an
Endverbraucher

Weist ein Unternehmer in der Rechnung einen höheren als den gesetzlich geschul-
deten Umsatzsteuerbetrag aus, schuldet er auch den überhöhten Betrag. § 14c Abs. 1
S. 2 Umsatzsteuergesetz (UStG) erlaubt zwar die Korrektur des überhöhten Auswei-
ses per Rechnungsberichtigung. Doch gerade bei vielen Kleinbetragsrechnungen an
Endverbraucher ist dies faktisch unmöglich, weil die Kontaktdaten der Personen oft
nicht bekannt sind. Zu der Thematik „überhöhter Steuerausweis“ erging nun ein Urteil
des Europäischen Gerichtshofs.

Mehr erfahren

Übergangsfrist verlängert: Umsatzsteuerpflicht für Kommunen 

Mit der gesetzlichen Neuregelung zur Unternehmereigenschaft nach § 2b UStG ist
für juristische Personen des öffentlichen Rechts (jPöR) eine neue Zeitrechnung an-
gebrochen. Während originär hoheitliche Tätigkeiten auch weiterhin von der Um-
satzsteuer ausgenommen sind, werden Leistungen, die jPöR unter den gleichen
rechtlichen Bedingungen wie private Unternehmer erbringen, nach der neuen
Rechtslage nun umsatzsteuerlich relevant. Mehr erfahren
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ZUR SACHE

Ansprechpartnerin Mandant
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Mit Wirkung zum 2. Juli 2023 tritt das Hinweisgeberschutzgesetz
(kurz: „HinSchG“) als Umsetzung der sog. EU-Whistleblower-
Richtlinie (EU-Richtline EU 2023/1937) in Kraft. Dieses Gesetz
dient dem Schutz sogenannter „Whistleblower“, also hinweisge-
bender Personen.  Der Begriff der „hinweisgebenden Personen“
umfasst alle natürlichen Personen, die im Zusammenhang mit
ihrer beruflichen Tätigkeit Informationen über Verstöße erlangt
haben und diese melden, insbesondere: 

• Beschäftigte, auch bereits ausgeschiedene Beschäftigte,
Stellenbewerber, Praktikanten, Leiharbeitnehmer

• Selbstständige, die Dienstleistungen erbringen, Freiberufler,
Auftragnehmer, Unterauftragnehmer, Lieferanten und deren
Mitarbeiter

• Anteilseigner und Personen in Leitungsgremien

Das Gesetz gilt insbesondere für die Meldung und Offenlegung von
Informationen über straf- und bußgeldbewährten Verstöße im
Rahmen einer beruflichen, unternehmerischen oder dienstlichen
Tätigkeit.
 
Interne Meldestellen und externe Meldestellen

Kernstück des Hinweisgeberschutzsystems sind sog. interne und
externe Meldestellen, die hinweisgebenden Personen für eine
Meldung von Verstößen zur Verfügung stehen. Personen, die be-
absichtigen, Informationen über einen Verstoß zu melden, können
wählen, ob sie sich an eine interne Meldestelle oder eine externe
Meldestelle wenden Die Meldestellen prüfen die eingegangenen
Meldungen und ergreifen die erforderlichen Folgemaßnahmen.
 
Interne Meldestellen sind von den Unternehmen und Behörden
mit mindestens 50 Beschäftigten oder unabhängig von der An-

zahl der Beschäftigten von Unternehmen in bestimmten Bran-
chen (Wertpapierdienstleistungsunternehmen; Datenbereitstel-
lungsdienste etc) einzurichten. Bis wann dies erfolgt sein muss,
hängt von der Anzahl der Beschäftigten ab: 

• Unternehmen mit mindestens 250 Beschäftigten sowie sol-
che, die in § 12 III HinSchG gesondert gelistet sind (Unterneh-
men der Finanzdienstleistungsbranche), müssen Meldestellen
bis zum 2. Juli 2023 geschaffen haben. 

• Unternehmen mit 50 bis 249 Beschäftigten haben bis zum 17.
Dezember 2023 Zeit, die Meldestellen einzurichten. Diese
Unternehmen können Meldestellen auch gemeinsam mit an-
deren betreiben. Als weitere Erleichterung ist es diesen Unter-
nehmen auch gestattet, dass Dritte als interne Meldestellen
beauftragt werden können oder diese innerhalb des Konzerns
zentral bei der Konzernmutter angesiedelt werden können.

Eine zentrale externe Meldestelle soll beim Bundesamt für Justiz
(BfJ) eingerichtet werden. Bereits bestehenden Meldesysteme
bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht sowie
beim Bundeskartellamt werden aber als weitere externe Melde-
stellen mit Sonderzuständigkeiten weitergeführt.

Sie möchten weiterlesen?

Lesen Sie den vollständigen Artikel hier:
Weiterlesen

Das neue
Hinweisgeberschutzgesetz –
Was ist zu tun?
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KANZLEIINTERNE THEMEN
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Steuerfreie Inflationsausgleichsprämie:
Diese Arbeitnehmer sind begünstigt

Durch die in § 3 Nr. 11c Einkommensteuergesetz (EStG)

geregelte Inflationsausgleichsprämie können Arbeitgeber

ihren Beschäftigten einen Betrag bis zu 3.000 EUR steuer-

und abgabenfrei gewähren. Es handelt sich um eine frei-

willige Leistung, die in der Zeit vom 26.10.2022 bis Ende

2024 erfolgen kann, wobei auch anteilige Zahlungen

möglich sind.

Lesen Sie den vollständigen Artikel unter:

Weiterlesen
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SHORT NEWS

STEUERN

Satzung: Für die Anerkennung der
Gemeinnützigkeit gilt allein deutsches Recht

Lesen Sie den vollständigen Artikel unter:

Weiterlesen

STEUERN

Häusliches Arbeitszimmer und Homeoffice:
Welche Abzugsregelungen ab 2023 gelten

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 hat der Gesetzgeber neue

Regelungen für den Abzug von Arbeitszimmeraufwendungen

und die Homeoffice-Pauschale geschaffen und so auf die Ver-

änderungen in der Arbeitswelt reagiert, die sich im Zuge der

Corona-Pandemie vollzogen haben. Die Homeoffice-Pauschale

tritt dabei in bestimmten Konstellationen an die Stelle des

Werbungskosten- oder Betriebsausgabenabzugs. Wir fassen

die Änderungen für Sie im Überblick zusammen.

Lesen Sie den vollständigen Artikel unter:

Weiterlesen

STEUERN

Plattformen-Steuertransparenzgesetz:
Onlineverkäufe ab 2023 werden dem Fiskus
gemeldet

Betreiber von Verkaufsplattformen im Internet (z.B. Ebay,

Airbnb oder Etsy) sind seit diesem Jahr verpflichtet, die Ge-

schäftsaktivitäten ihrer Nutzer an das Bundeszentralamt für

Steuern zu melden, das die Daten dann an die Finanzämter

weiterleitet. Das gilt sowohl für professionelle Verkäufer als

auch für Privatpersonen. Es gibt jedoch eine Bagatellgrenze von

30 Verkäufen pro Plattform und Jahr mit Einnahmen von insge-

samt unter 2.000 €.

Lesen Sie den vollständigen Artikel unter:

Weiterlesen

Die neue Kanzlei-App von
Dr. Neumann, Schmeer
und Partner ist
demnächst für Sie
erhältlich!

Weitere Informationen folgen im
nächsten Newsletter.
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SHORT NEWS

STEUERN

Kryptowährungen: Veräußerungsgewinne
sind steuerpflichtig

Erzielt ein Steuerpflichtiger innerhalb eines Jahres aus

dem Verkauf oder dem Tausch von Kryptowährungen (wie

Bitcoin, Ethereum und Monero) Veräußerungsgewinne,

dann sind diese als privates Veräußerungsgeschäft zu

versteuern. Dies hat aktuell der Bundesfinanzhof ent-

schieden.

Lesen Sie den vollständigen Artikel unter:

Weiterlesen
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WUSSTEN SIE SCHON?

Wussten Sie schon,...

... dass Kinder tatsächlich eine größere Auffassungsgabe haben?

Gefühlt wissen es alle: Kinder begreifen besser und lernen
schneller als Erwachsene. Im fortschreitenden Alter erlernt man
z.B. schwerer eine neue Sprache oder ein Musikinstrument. Das
war bis jetzt eher eine gefühlte Wahrheit. Nun haben Forscher-
teams den bekannten Botenstoff oder Neurotransmitter GABA im
Gehirn ausgemacht, der diese Annahme wissenschaftlich unter-
mauern könnte. Die Forschenden haben untersucht, wie sich der
GABA-Spiegel beim Lernen verändert. Insbesondere konzentrier-
ten sich die Forschenden auf die sogenannte retroaktive Interfe-
renz: Möchte man sich auf die Schnelle viel einprägen, kann man
sich die ersten Informationen meist schlechter merken, weil sie
von den darauf folgenden überlagert werden. Und man weiß be-

reits, dass GABA dafür verantwortlich ist, eine Gedächtnisspur zu
stabilisieren. Bei einer Testgruppe von Kindern und Erwachsenen
wurde der GABA-Spiegel vor, während und nach visuellen Ge-
dächtnisübungen mittels Magnetresonanzspektroskopie gemes-
sen: Bei der jüngeren Versuchsgruppe schoss die GABA-Konzen-
tration nach einer Übung hoch, und dies wiederholte sich in den
darauffolgenden Lerneinheiten. Bei den Erwachsenen hingegen
wuchs der GABA-Spiegel nur langsam im Laufe der Übungen an.
Das Forscherteam leitete daraus ab, dass die Kinder das eben
Gelernte schneller stabilisieren. Dazu passte auch die Beobach-
tung, dass die jungen Probanden sich durch neue Informationen
weniger aus dem Konzept bringen ließen.
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